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Änderung der Abfallrahmenrichtlinie:
Erweiterte Herstellerverantwortung für
Textilien

Am 05.07.2023 hat die EU-Kommission einen Vorschlag
zur Überarbeitung der EU-Abfallrahmenrichtlinie
2008/98/EG vorgelegt, der in Art. 22a ff. unter anderem
die Einführung einer erweiterten Herstellerverantwortung
für Textilien vorsieht.
Vom sachlichen Anwendungsbereich in Anhang I sind
Haushaltstextilien, Bekleidungstextilien und
Bekleidungszubehör und auch Schuhe, Bekleidung und
Bekleidungszubehör, hauptsächlich aus anderem Material
als Textilien über die Bezugnahme auf bestimmte KN-
Codes erfasst. Medizinprodukte in diesen Bereichen sind
weder explizit aufgeführt noch ausgeschlossen, sodass
durchaus auch Medizinprodukte betroffen sein könnten.
In personeller Hinsicht steht der sog. Hersteller im
Mittelpunkt der Regulierung. Zusammengefasst ist dies in
der Regel der in einem Mitgliedstaat niedergelassene
Produzent, Quasi-Hersteller, Weiterverkäufer unter
eigenem Namen und Importeur, sowie Fernabsatzhändler,
die direkt an Endverbraucher verkaufen. Ausgenommen
sind insbesondere Kleinstbetriebe und Maßschneider,
sowie Second-Hand-Vertreiber.
Inhaltlich werden sich Hersteller künftig in jedem
Mitgliedstaat, in dem sie betroffene Produkte in Verkehr
bringen, registrieren lassen müssen und über
Organisationen der Herstellerverantwortung die
finanziellen und organisatorischen Lasten der
Rücknahmen, Sammlung und weiteren Handhabung von
Alttextilien tragen müssen. Darüber hinaus sollen auch
Verbraucherinformations-, Dokumentations- und
Berichtspflichten eingeführt werden.
Der Vorschlag enthält dabei auch Klauseln zum Schutz der
Sammlung durch Sozialunternehmen.
Seit kurzem laufen die Trilogverhandlungen. Da die
Positionen der Institutionen nicht sehr weit
auseinanderliegen, ist eher mit einer schnellen
Beschlussfassung zu rechnen. In Anbetracht der
Umsetzungsfristen kann aktuell mit einem
Geltungsbeginn in der Mitgliedstaaten zwischen Mitte
2026 und Anfang 2027 gerechnet werden.

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM:2023:420:FIN


Verordnung über ein Verbot von in
Zwangsarbeit hergestellten
Produkten
Die EU-Kommission hat bereits am 14.09.2022
einen diesbezüglichen Vorschlag vorgelegt.
Kernelement des Vorschlages ist das Verbot des
Inverkehrbringens und der Bereitstellung von in
Zwangsarbeit hergestellter Produkte auf dem
Markt der EU sowie die Ausfuhr solcher
Produkte aus der EU. Ausnahmen für
Medizinprodukte sind nicht vorgesehen.
Ein Produkt, das mit Hilfe von Zwangsarbeit
hergestellt wurde, ist ein Produkt, für das in
irgendeiner Phase seiner Gewinnung, Ernte,
Produktion oder Herstellung, einschließlich der
Be- oder Verarbeitung im Zusammenhang mit
einem Produkt in irgendeiner Phase seiner
Lieferkette, ganz oder teilweise Zwangsarbeit
eingesetzt wurde. Zwangsarbeit ist dabei jede
Arbeit oder Dienstleistung, die von einer Person
unter Androhung einer Strafe verlangt wird und
für die sich die betreffende Person nicht
freiwillig zur Verfügung gestellt hat.
Die national zuständigen Behörden müssen nach
einem risikobasierten Ansatz entsprechende
Wirtschaftsakteure und deren Lieferketten auf
das Vorhandensein von Zwangsarbeit
überprüfen und in diesem Zusammenhang
Informationen vom überprüften
Wirtschaftsakteur zum Nachweis anfordern,
dass keine Zwangsarbeit vorhanden ist.
Bei Verstößen gegen das Verbot der Zwangs-
arbeit ordnet die Behörde unter anderem ein
Verbot des Inverkehrbringens und eine
Rücknahme der Produkte vom Markt an. 
Inzwischen kam es im Trilog zu einer Einigung,
der finale Beschluss ist für 2024 zu erwarten.
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Recht auf Reparatur
Mittlerweile wurde die Richtlinie (EU) 2024/1799 zum Recht
auf Reparatur (oft „R2R“ genannt) verabschiedet. Die neuen
Regelungen sind bis zum 31.07.2026 in nationales Recht
umzusetzen und anzuwenden. 
Die Richtlinie soll für bestimmte von Verbrauchern gekaufte
Waren gelten, also im B2C-Bereich. Die umfassten
Produktgruppen sind in einem Anhang des Entwurfs
aufgezählt. Es handelt sich um folgende Produkte, für die
Ökodesignanforderungen definiert sind:
Waschmaschinen und Waschtrockner, Geschirrspüler,
Kühlgeräte, Elektronische Displays, Schweißgeräte,
Staubsauger, Server und Datenspeicherprodukte,
Mobiltelefone, schnurlose Telefone und Tablets, Haushalts-
wäschetrockner und Waren, die Batterien für leichte
Verkehrsmittel enthalten (etwa E-Bikes und E-Scooter).
Die Produktgruppen können künftig noch erweitert werden.
Das bedeutet aber auch, dass das eigentliche/neue Recht auf
Reparatur nach aktuellem Stand des Entwurfs
Medizinprodukte nicht umfassen wird, da für diese keine
solchen Ökodesignanforderungen bestehen und diese im
Anhang des Richtlinienentwurfs nicht aufgeführt sind.
Kern der vorgeschlagenen Regelung ist eine neu geschaffene
gesetzliche Verpflichtung, die von der Regelung umfassten
Waren kostenlos oder gegen Entgelt zu reparieren, wenn eine
Reparatur möglich ist. Die Möglichkeit, die Reparatur auch
nur entgeltlich anzubieten, ist aufgrund der Regelung
geboten, dass der Mangel auch erst vom Endkunden
verursacht worden sein kann. Insbesondere in diesen Fällen
eines selbst verursachten Mangels wäre es unbillig und
kostenmäßig nicht kalkulierbar, auch noch kostenlose
Reparaturen vorzusehen.
Zur Reparatur verpflichtet ist nach dem vorgestellten
Konzept grundsätzlich der Hersteller, wobei die Beauftragung
von Subunternehmern ausdrücklich zulässig ist. Hat der
Hersteller seinen Sitz außerhalb der EU, soll die
Reparaturpflicht seinen Bevollmächtigten treffen. Gibt es
auch keinen Bevollmächtigten, trifft die Reparaturpflicht
stattdessen auch den Importeur des Produkts. Subsidiär
kann auch der Händler für die Reparatur verantwortlich sein,
wenn es auch keinen Importeur geben sollte. Durch die
ausführliche und weitreichende Regelung soll erkennbar
sichergestellt werden, dass die Verbraucher einen Schuldner
der Reparaturpflicht innerhalb der EU haben.
Vorgesehen ist ein Formular für Reparaturinformationen.
Anders als in früheren Gesetzesentwürfen ist die
Verwendung dieses Formulars aber nicht mehr verpflichtend.
Als Anreiz wird bei Verwendung des Formulars aber die
Erfüllung bestimmter europarechtlicher
Informationspflichten vermutet.
Zudem soll mit der neuen Richtlinie auch das Kaufrecht
modifiziert werden. Diese Änderungen werden für alle
Produkte gelten und damit auch Medizinprodukte umfassen.
Zwar wird das schon bisher im Rahmen der kaufrechtlichen
Nacherfüllung bestehende freie Wahlrecht des Käufers
zwischen beiden Nacherfüllungsvarianten beibehalten.
Jedoch sind neue Regelungen vorgesehen, um den Käufer zu
einer Wahl der Nachbesserung zu bewegen. Als Anreiz für die
Nachbesserung wird die Gewährleistungsfrist für den Käufer
einmalig um ein Jahr verlängert. Geht man von der bisher
zweijährigen Gewährleistungsfrist im deutschen Kaufrecht
aus, wird dies in Fällen, in denen der Käufer die
Nachbesserung wählt, daher zu einer Verlängerung der
Gewährleistungsfrist um 50 % auf dann drei Jahre führen.

Zudem wird eine neue Hinweispflicht
geschaffen. Der Verkäufer muss den
Verbraucher als Käufer in Zukunft vor der
Ausführung der Nacherfüllung auf sein
Wahlrecht zwischen Nachbesserung und
Ersatzlieferung und über die Verlängerung der
Gewährleistungsfrist im Falle der
Nachbesserung ausdrücklich hinweisen. Diese
Änderungen sind von hoher Praxisrelevanz.
Zu erwähnen ist schließlich, dass die R2R-
Richtlinie auch in den Anhang der europäischen
Verbandsklagenrichtlinie aufgenommen wird.
Damit wird das neue Recht auf Reparatur auch
„verbandsklagefähig“ sein, also von zahlreichen
Verbrauchern gebündelt gegen den Schuldner,
in der Praxis wohl meist gegen den Hersteller,
im Wege einer (ggf. europaweiten) Sammelklage
gerichtlich geltend gemacht werden können.

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52022PC0453
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2022/0269(COD)&l=en
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2024-0309_EN.html
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2022/0269(COD)&l=en
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2022/0269(COD)&l=en

